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Inferate werden billizſt berechnet. — Reclamarionen. wenn unverfiegelt, ſind portofrei. 
Inhalt glücklicherweiſe beſänftigt haben, daß ſie dieſe werthvolle Spanne Zeit 
‚ i nicht benützt hat, um die große Reform der politiſchen Verwaltung 
Die Frage der Reform der Verwaltung bei der Debatte über den Ver. in Angriff zu nehmen. Umſomehr iſt es zu bedauern, als gerade dieſe 
waltungsgerichtshof. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

In welchem Falle tritt für die Ortsgemeinden die im § 9 des Armengeſetzes vom 12. 
März 1873 (L. G. u. V. Bl. 1873 V. St. N 19) für Steiermark normirte Ver⸗ 
pflichtung, den erkrankten Armen „ärztliche Hilfe, Heilmittel und Pflege zu ver⸗ 
abreichen“, ein? 

In Betreff der Competenz und des Verfahrens behufs Conſtatirung und nachträg⸗ 
licher Regiſtrirung von in die Sterbematrikel nicht eingetragenen Todesfällen, 
inſoferne es ſich nicht um Vermißte handelt. 

Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. X. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Frage der Reform der Verwaltung bei der 
Debatte über den Verwaltungsgerichtshof. 


Bei der Debatte über den Verwaltungsgerichtshof in der Sitzung 
des Abg.⸗Hauſes am 18. März 1875 hat Miniſter Dr. Unger in 
ſeiner Rede für das vorgeſchlagene Geſetz auch die Frage der Reform 
der politiſchen Verwaltung überhaupt berührt. Es ſcheint uns zur 
weiteren Beleuchtung der ſchwebenden Frage wichtig, von den died- 
fälligen Aeußerungen des Miniſters hier Notiz zu nehmen, weil uns 
damit zum erſten Male ein Einblick in die bezüglichen Regierungsan⸗ 
ſchauungen gewährt wird, und wir nehmen ſpeciell davon um ſo be⸗ 
friedigter Act, als damit im Cardinalpunkte der Reformfrage, in der 
Frage des Verhältniſſes der Staatsverwaltung zur Selbſtverwaltung, 
jenen Anſchauungen Ausdruck gegeben wurde, für deren Durchbruch 
wir ſeit dem Beſtehen dieſer Zeitſchrift unabläſſig gekämpft haben. 

Bei der Berathung des Abg.-Hauſes über den Geſetzentwurf 
wegen Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes trat der Abgeordnete 
Dr. v. Plener gegen den Entwurf und vor Allem deßhalb dagegen 
auf, weil er glaubte, daß der Einführung eines ſolchen Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes die Reform der politiſchen Verwaltung als das Wichtigere 
voranzugehen habe. Dr. v. Plener ſprach ſich diesfalls in folgender 
Weiſe aus: 

4% Ich glaube, wir ſollen eine fo große Reform, ein fo wichtiges Prin⸗ 
ep 9 5 ſo leicht und raſch einführen, die Verhältniſſe find nicht fo dringen— 
der Natur, als daß wir uns ſofort darüber entſchließen müßten. Es 
gibt eine andere wichtigere Frage, die vor Einführung eines ſolchen 
Verwaltungsgerichtshofes zu behandeln wäre, und das iſt die Reform 
der politiſchen Behörden. 

Meine Herren! Ich beklage es, daß die gegenwärtige Regierung, 
welche ſeit mehr als drei Jahren im Amte iſt und das Glück gehabt 
hatte, durch drei oder mehr Jahre ohne ſtaatsrechtlichen Hader zu 
rerwalten, in einer Zeit, in welcher die politiſchen Leidenſchaften ſich 


Regierung beſonders dazu berufen ſchien, indem ſie in ihrer Mitte 
bekanntlich ein leitendes Mitglied beſitzt, melches anerkanntermaßen 
als die erſte und größte Autorität in öſterreichiſchen Verwaltungs⸗ 
fragen gilt. 

Hier war die Aufgabe, in den Jahren der politiſchen Ruhe, 
in den Jahren der Abweſenheit der Parteileidenſchaft Hand an das 
große Werk zu legen. Wie dringend das Bedürfniß nach der Reform 
der politiſchen Verwaltung iſt, das wiſſen wir alle, das hat das hohe 
Haus bewieſen, indem es den Antrag des Herrn Abgeordneten Göllerich 
ſofort an einen beſonderen Ausſchuß gewieſen hat; und die eingehen⸗ 
den Debatten dieſes Ausſchuſſes haben die Dringlichkeit dieſer Reform, 
die von Jahr zu Jahr in jedem Landtage und jeder öffentlichen 
Verſammlung betont wird, auf das ſchärfſte bewieſen. Diefe Aufgabe 
wäre der Regierung würdig gewefen, und es wäre ein großes und 
dauerndes Verdienſt geweſen, wenn man die jetzigen ruhigen Jahre 
zu einer ſolchen Reform benützt hätte. 

Eine ſolche Reform iſt aber das dringende Bedürfniß der Be— 
völkerung und iſt die erſte und weſentlichſte Vorbedingung zur Ein: 
führung jenes neuen Principes der Judicatur.“ 

Im Verlaufe ſeiner Rede kam Dr. v. Plener auch auf die 
preußiſche Verwaltungsreform zu ſprechen und äußerte ſich darüber 
und mit Bezug auf den verſchiedenen Reformgang bei uns in nach— 
ſtehender Weiſe: 

„Die preußiſche Auffaſſung verwirft die Einführung der Gerichte 
neben der Verwaltung, fie ſtrebt die Einführung jurisdictioneller Ele— 
mente in die Verwaltung dadurch zu erreichen, daß ſie die Elemente 
der Geſellſchaft durch Uebernahme von Ehrenämtern in die Verwal— 
tung einführt und hier verſucht, durch Innehaltung eines gleichen und 
gerechten Maßes in der Verwaltung die eigentliche Rechtſprechung 
berbeizuführen. Hier kommt es eben vor Allem darauf an, daß nach 
Recht und Geſetz verwaltet werde und daß die beſitzende Claſſe ein 
ſolches Ausmaß von Selbſtbeherrſchung und Selbſtthätigkeit auf ſich 
nehme, um dieſe ſchwierige Miſſion zu erfüllen. Dieſes große und 
völlig neue Princip liegt der preußiſchen Kreisordnung, liegt den 
neuen Geſetzen Preußens über das Verwaltungsrecht zu Grunde. 

Nun, ſo groß auch dieſe Richtung iſt, ſo bedenklich wird ſie 
— wie ich glaube — ſich in der Zukunft erweiſen, denn ſie ſetzt ein 
ſolches Ausmaß von Pflicht⸗ und Rechtsgefühl von Seiten der Be— 
völkerung voraus, wie es in den ſeltenſten Fällen, namentlich in der 
heutigen Geſellſchaft erwartet werden kann. Und ſo bewunderungswürdig 
diefes Unternehmen in ſeiner völligen Neuheit iſt, wie ſehr es auch 
an die beſten Eigenſchaften des Volkes appellirt, ſo habe ich doch 
große Bedenken über die Richtigkeit und über den Erfolg desſelben. 

Allein in Preußen hat man eine Reform der Verwaltungsge⸗ 
richtsbarkeit in großem Style unternommen, man hat früher die muͤh⸗ 
ſelige Arbeit der ganzen Reform der Verwaltung vorausgehen laſſen 


und viele einzelne Geſetze beſchloffen, bevor man an die Verwaltungs: 
gerichtsbarkeit gegangen. 

Wie iſt es nun bei uns? Bei uns hat man keine mühſeligen 
Vorarbeiten vorhergehen laſſen, man hat ſich einfach auf den Artikel AV 
des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt zurückgezogen, 
und man ſagt nun: Weil der Artikel XV vom Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe in der Einzahl ſpricht, und weil die Verhältniſſe der beſtehenden 
Verwaltung möglichſt wenig geſtört werden dürfen, muß ein caſſa⸗ 
toriſcher Verwaltungsgerichtshof errichtet werden.“ u. ſ. w. 

Zunächſt anknüpfend hieran kam Miniſter Dr. Unger über 
die Frage der Verwaltungs reform zu ſprechen. Der diesbe— 
zügliche Theil der Rede des Miniſters lautet: 

„Gegenüber der Reform, die jetzt im großen Style in Preußen 
vor ſich geht, hat der geehrte Herr Vorredner gar große und mannig⸗ 
fache Bedenken, er würde gegen eine ſolche Organiſation der Ver⸗ 
waltungsrechtspflege in Oeſterreich ebenfalls Serupel haben. Nun 
kann ich ſchon in dieſem Punkte nicht mit ihm übereinſtimmen. Ich 
glaube auch nicht, daß in Preußen der Selbſtverwaltung mehr zu- 
gemuthet wird, als in Defterreich ihr zugemuthet wird; ich glaube 
ſogar, daß man dort nicht mehr Kräfte fuͤr die Selbſtverwaltung in 
Anſpruch nehmen wird, als bei uns in Oeſterreich ſchon jetzt in An 
ſpruch genommen ſind. 

Allein der ganze Unterſchied liegt, wie ich glaube, in Folgendem: 
Man hat in Preußen bei dem wohldurchdachten Werke ſich gehütet, 
jenen Dualismus zwiſchen autonomer und Staatsverwaltung einzu⸗ 
führen, der eben bei uns in ſo bedauernswerther Weiſe vorhanden 
iſt. Das iſt das Uebel und dasjenige, was man in Preußen zu ver⸗ 
meiden weiß, und darum nützt auch das Aufgebot und die aufreibende 
Thätigkeit unſerer Bevölkerung in der Sphäre der Autonomie nichts, 
weil jene gefährliche Trennung zwiſchen Staatsverwaltung und Auto⸗ 
nomie ſtattfindet. Wir haben Dinge, die zuſammengehören, vollſtändig 
auseinandergelöſt, wir haben auf der einen Seite eine autonome Ver⸗ 
waltung, der der ſtaatliche Halt und alle obrigkeitliche Autorität fehlt, 
und wir haben auf der andern Seite eine Staatsverwaltung übrig 
gelaſſen, der wieder die Verbindung mit den volksthümlichen Elementen 
fehlt. Das iſt es, was man in Preußen zu vermeiden gewußt hat. 
Solange wir nicht etwa — und in dieſer Beziehung iſt eine Aeuße⸗ 
rung von mir mißverſtanden worden — einfach zur Staatsverwaltung, 
wie ſie früher war, zur einfach bureaukratiſchen Verwaltung, kurz ge⸗ 
ſagt, zu dem ſogenannten Staatsbeamtenthum zurückkehren, ſondern 
ſolange wir das Staatsbeamtenthum nicht auch mit dem volksthüm⸗ 
lichen Elemente, mit dem Laienelemente in den inneren richtigen, or⸗ 
ganiſchen Zuſammenhang bringen, kann auf dem Gebiete der Verwal⸗ 
tung nicht geholfen werden. a 

Man nennt das in der Wiſſenſchaft vornehm „die Verbindung 
der Geſellſchaft mit dem Staate“. Wenn dieſer Ausdruck richtig iſt, 
ſo müſſen wir ſagen: wir haben in Oeſterreich gerade umgekehrt die 
Loslöſung der Geſellſchaft vom Staate und des Staates von der Ge— 
ſellſchaft vorgenommen. Man nennt das mit einem anderen Ausdrucke 
„die Uebertragung der Schöffenverfaſſung auf die Verwaltung“. Ich 
will mich populaͤrer und volksthümlicher ſo ausdrücken: es iſt die 
Ausſtattung der Staatsverwaltung mit volksthümlichen Elementen. 
Das iſt alſo die eine Vorausſetzung, und darum muß ich ſagen, er⸗ 
füllt mich der Vorgang in Preußen mit einer ſo großen Anerkennung. 

Gleich hier will ich anknüpfen an die Bemerkungen des geehrten 
Herrn Vorredners. Er verlangt, daß erſt die Reform der Verwaltung 
ins Werk geſetzt werde und dann erſt ſolle man zur Verwaltungsge⸗ 
richtsbarkeit kommen, von der mir vorläufig, wie geſagt, nicht klar 
iſt, wie ſie ſich der Herr Vorredner denkt. Erſt alſo ſolle die Reform der Ver⸗ 
waltung ins Werk geſetzt werden. Es wird auch der gegenwärtigen 
Regierung eigentlich gewiſſermaßen zum Vorwurfe gemacht, daß ſie 
nicht erſt mit der Reform der Verwaltung begonnen hat. Da bitte 
ich doch Folgendes zu erwägen: 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt der Regierung vorgezeichnet 
durch ein Staatsgrundgeſetz, welches ſeiner Ausführung ſeit dem Jahre 
1867 harrt. Von allen Seiten, in beiden Häuſern des Reichsrathes 
ſind wiederholt Petitionen an die Regierung gekommen, dahin gerichtet, 
endlich einmal den Verwaltungsgerichtshof ins Leben zu rufen. Die 
Regierung hat, um es gerade heraus zu ſagen, einen Ehrenpunkt 
d'reingeſetzt, dieſes nicht leichte Geſetz abzufaſſen und beiden Häuſern 


zur Behandlung vorzulegen. Hätte fie hier vielleicht warten ſollen, bis! 
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erſt die Reform der Verwaltung durchgeführt worden iſt? Welche 
jahrelange Arbeit, wie bereits geſtern und heute hervorgehoben wurde, 
welche principielle Umgeſtaltung unſerer Landes- und Reichsgeſetzge⸗ 
bung würde da erſt in Anſpruch genommen werden müſſen! Darüber 
würden Jahrzehnte vergehen! Und noch immer ſtünde die Bevölkerung 
ohne jenen Schutz, deſſen ſie doch, wie ich glaube, dringend bedarf. 
Die Reform der Verwaltung aber iſt überhaupt ein Thema, welches 
erſt in neuerer Zeit in Oeſterreich auf die Tagesordnung gekommen 
iſt. Es iſt noch nicht lange her, daß überhaupt, eben auf Grund der 
gemachten Erfahrungen, ſich das Bedürfniß nach einer Reform der 
inneren Verwaltung gettend gemacht hat. Ich frage ſelbſt: wer hätte 
es noch vielleicht vor zwei Jahren in dieſem hohen Haufe wagen 
dürfen, das Bedürfniß einer Veränderung der gegenwärtigen Organt- 
ſation der Verwaltung fo offen auszusprechen, als es heute von allen 
Seiten des Hauſes geſchieht? Wenn dann die Regierung zuerſt die 
Reform der Verwaltung in Angriff genommen hätte, wäre ihr mit 
Recht ein Vorwurf daraus gemacht und ſie ermahnt worden, erſt die 
Pflichten zu erfüllen, die ihr durch die Staatsgrundgeſetze auferlegt 
ſind und die Reform der Verwaltung vorläufig auf ſich beruhen zu 
laſſen. 

\ Und wie ſoll die Reform der Verwaltung geſchehen? Ich komme 
hier auf einen anderen Punkt des geehrten Herrn Vorredners. Eine 
der Vorbedingungen, wie er meint, iſt die collegiale Organiſirung 
der Verwaltungsbehörden, etwa in zweiter und dritter Inſtanz; — 
ob er auch die erſte Inſtanz hierbei im Sinne hat, darüber bin ich 
nicht klar geworden. Nun, wie iſt denn die collegiale Organiſirung 
der Verwaltungsbehörden zu denken? Das wäre nun auf dem einen 
oder anderen Wege möglich. Der eine Weg der collegialen Organi⸗ 
ſirung der Verwaltungsbehörden iſt nämlich der, daß das Collegium 
aus lauter Berufsbeamten, befoldeten Verwaltungsbeamten beſteht. 
Wo iſt dann jene Garantie für die Rechtsſicherheit des Einzelnen für 
die richterliche Unparteilichkeit und Unabhängigkeit eines ſolchen Col: 
legiums? 

Dieſe fehlt vollſtändig in der zweiten Inſtanz und würde in 
der dritten Inſtanz ebenſo fehlen müſſen wegen der Verantwortlich⸗ 
keit der Miniſter. Denn wenn z. B. — ich erlaube mir auf den 
Fall zu kommen, den ich im Herrenhauſe hervorgehoben habe — das 
Berggeſetz dem Ackerbauminiſter einen ſtändigen Senat zur Seite ftellt, 
der in allen ſtreitigen Verwaltungsſachen zu judiciren haben ſoll, fo tft 
doch die endliche Entſcheidung, für die er refpenfabel iſt, ihm allein 
anheimgegeben, und er kann und darf ſich unter Umſtänden an das 
Votum eines ſolchen Verwaltungskörpers nicht binden. Mit der colle— 
gialen Einrichtung der Verwaltungsbehörden erreicht man gar nichts, 
wenn ſie aus lauter Staatsbeamten beſteht. Wie können wir alſo ein 
unparteiiſches Collegium herſtellen? Dies könnten wir nur dadurch, 
daß wir zu den Staatsbeamten Laien aus dem Kreiſe der verwalteten 
Perſonen herbeiziehen. Das iſt nun aber eben jene Verwaltungsge⸗ 
richtsbarkeit, die in Preußen vor ſich geht, das iſt die Reform der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit von unten auf, jene Reform der Verwal— 
tungsbehörden, von der geſtern und beute geſprochen wurde und die 
ohne Reform der Landes- und Reichsgeſetzgebung gar nicht ins Werk 
geſetzt werden kann. 

Ich glaube, noch ein anderer Punkt iſt es, worin Preußen richtiger 
zu Werke gegangen iſt, als es bei uns in Oeſterreich der Fall iſt. 
Es iſt das die Frage nach der Unterſcheidung des Wirkungskreiſes der 
autonomen Orgaue. Wir unterſcheiden bei dem Wirkungskreiſe der auto⸗ 
nomen Organe den ſelbſtſtändigen und den übertragenen Wirkungskreis. 
Wenn man ſich aber anſieht, was alles der Artikel V des Gemeinde: 
geſetzes vom Jahre 1862 als den natürlichen und ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreis der Gemeinden anſteht, wird man zur Ueberzeugung gelangen, 
daß es nichts Unnatürlicheres gibt, als den ſogenannten natürlichen 
Wirkungskreis der Gemeinden. (Heiterkeit und Bravo!) 

Darin liegt das Uebel, und das hat man in Preußen — es 
thut mir leid, daß ich fo ſprechen muß und nicht uns den Vorang vin— 
diciren kann — ſehr wohl auseinandergehalten, den Unterſchied nämlich 
zwiſchen der wirthſchaftlichen Selbſtverwaltung und zwiſchen der ſoge⸗ 
nannten obrigkeitlichen, alſo ſtaatlichen Verwaltung. 

Ich kenne nur einen natürlichen Wirkungskreis der Gemeinden, 
das iſt die wirthſchaftliche Verwaltung ihres Vermögens. Alles Andere 
iſt die Ausübung ſtaatlicher Functionen (Rufe: Sehr richtig!), wenn 
auch im eigenen Wirkungskreiſe. Nun zählen die anderen Ziffern des 


Artikels X eine ganze Reihe polizeilicher Ingerenzen auf, die alle dem 
natürlichen Wirkungskreiſe der Gemeinde zugemtefen find. Alle Polizei 
im modernen Staake — hier nimmt man den Ausdruck „Polizei“ als 
„Verwaltung“ — iſt Ausfluß der Staatsgewalt, und alle Polizei im 
Staate wird im Namen des Staates ausgeübt. 

Wie richtig das iſt, kann ich auf doppeltem Wege zeigen. Ein⸗ 
mal dadurch, daß Niemand mebr die Gutspolizei ertragen würde; denn 
man würde ſagen, fo wenig es Patrimonialgerichtsbarkeit gibt, fo wenig 
darf es Patrimonialpolizei geben, das iſt Sache des Staates. Daß dies 
auch bei uns anerkannt wird, zeigt ſich darin, daß, wo das öffentliche 
Intereſſe es verlangt, landesfürſtliche Organe für ganz dieſelbe Polizei, 
die anderswo als in den natürlichen Wirkungskreis der Gemeinden 
gehörig betrachtet wird, aufgeſtellt ſind. Dann noch ein Zweites. Wer 
die Polizei hat, muß auch polizeiliche Strafen androhen können, und 
das gehört auch in den natürlichen Wirkungskreis der Gemeinden. 
Die Ausübung des Strafrechtes wird aber im übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe geübt. Nun frage ich, was iſt das prius? Gewiß die Androhung 
der Strafen, die Verhängung der Strafen iſt nur die Ausführung des 
Befehles. Gehört das Eine in den natürlichen Wirkungskreis, ſo müßte 
die Ausübung auch dahin gebören. Nun, das wäre in der That doch 
etwas zu ſtark geweſen. Die Ausübung des Strafrechtes geſchieht im 
Namen der Staatsgewalt und daher iſt es nur conſequent, daß auch 
alle polizeilichen Androhungen im Namen des Staates ausgehen ſollen. 
Das iſt alſo auch die große Reform, die in Preußen vor ſich geht, 
daß man zwiſchen der Communalverwaltung und der Laudesverwal⸗ 
tung einen genauen Unterſchied zu ziehen verſtanden hat. 

Faßt man alles dies zuſammen, ſo iſt es klar, wie alle Reform 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit in ihrem Grundgedanken, wenn ſie im 
Großen und Ganzen ausgeführt werden ſoll, auf eine Reform der 
Verwaltung hinauskommen muß denn gerade die gehörig aus Staats, 
beamten und Laien zuſammengeſetzten Behörden der erſten und wohl 
auch der zweiten Inſtanz müſſen ſowohl die Verwaltungsbeſchlußbe⸗ 
hörden als auch andererſeits die richterlichen Organe für die Ent: 
ſcheidung in ſtreitigen Verwaltungsſachen ſein.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In welchem Falle tritt für die Ortsgemeinden die im $9 des Ar⸗ 
mengefeges vom 12. Marz 18733 (L. G. u. V. Bl. 1823 F. St. 
N. 1 9) für Steiermark normirte Verpflichtung, den erkrankten Ar⸗ 
men „arztliche Hilfe, Heilmittel und Pflege zu verabreichen“, ein ? 


In der Gemeinde Ste. in Steiermark erkrankte die Ortsarme 


Pr Si 15 . 15 f 5 —— 2 
FREIE ſtand über Auftrag der Gemeinde bis zu ihrem Tode in der 
ärztlichen Behandlung des Wundarztes Ma. Nach ihrem Tode ver⸗ 


langt Ma. von der Gemeinde die Bezahlung der Curkoſten (für Ber 
ſuche durch 8 Monate, und für Medicamente) im Betrage von 38 fl. 
64 kr. Die Gemeinde anerkennt die Richtigkeit der Forderung, weist 
aber mit Bezug auf § 35 des obeitirten Armengeſetzes, da die Br. 
in der Gemeinde Ste. zuſtändig war und dieſe Gemeinde in den 
Bezirk Sta. falle, den Wundarzt Ma. an die Bezirksvertretung von 
Sta., damit dieſe ihn bezahle. Die Bezirksvertretung weigert ſich dieſes 
zu thun und behauptet, daß nach § 9 desſelben Geſetzes die Gemeinden 
zur Zahlung der ärztlichen Hilfe und Medicamente für ſolche Arme 
verpflichtet ſeien, welche in der Gemeinde eine dauernde 
Verſorgung genießen. 

Al. 1 des § 9 des Armengeſetzes fin Steiermark vom 12. 
1873 lautet: 


„Die Ortsgemeinde hat denjenigen Perſonen, welchen die dau— 
ernde Armenverf 


Unterhalt, d. t. 

Kleidung, Wohnung und im Falle der Erkrankung ärztliche 
Hilfe, Heilmittel und Pflege zu verabreichen, inſoferne 
die Mittel dafür nicht durch andere Organe der öffent— 
lichen Armenpflege beſtritten werden müſſen.“ 


Al. 1 des S 35 desſelben G. lautet: 


März 


orgung gebührt (§§ 1 und 2) den nothwendigen 
die zur Erbaltung des Lebens unentbehrliche Nahrung, 
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der ärztlichen und der Geburtshilfe, endlich die Koſten für 
Heilmittel zu beſtreiten oder Beſtallungen dafür zu verein— 
baren und zu bezahlen.“ 

Der ſteierm. Landesausſchuß hat, von der Anſicht ausgehend, 
das von dieſen beiden Paragaphen offenbar § 35 als derjenige ericheint, 
welcher die allgemeine Regel enthält, während § 9 wieder als der die 
Ausnahme normirende Paragraph aufzufaſſen iſt, unterm 20. März 1875, 
3. 2954 entſchieden „daß die Curkoſten per 38 fl. 64 kr. von der 
Armencaſſe des Bezirksausſchuſſes zu bezahlen find, da gemäß § 35 
des A. G. von 12 März 1873 (L. G. und V. Bl. Nr. 19) der 
Bezirk die Koſten für ärztliche Hilfe und Heilmittel zu decken hat, 
wenn die Armen nicht in einer öffentlichen Krankenanſtalt untergebracht 
find und da die im § 9 desſelben Geſetzes den Gemeinden übertragene 
Verpflichtung zur Tragung dieſer Koſten nur dann eintreten kann, wenn 
der § 35 nicht ſtatthat.“ Dr. v. Juraſchek. 


In Betreff der Competenz und des Verfahrens behufs Conſta⸗ 

tirung und nachträglicher Regiſtrirung von in die Sterbematrikel 

nicht eingetragenen Todesfällen, inſoferne esl fich nicht um Ver⸗ 
mißte handelt. 


Die Statthalterei in Galizien hat anläßlich des Umſtandes, daß 
im Heerekergänzungs⸗Geſchäfte die Fälle ſich mehren, in welchen das 
Akleben der Stellungspflichtigen behauptet, aber wegen Mangels einer 
Sterbematrik oder wegen Nichteintragung des Todesfalles in die Sterbe⸗ 
matrik durch Todtenſcheine nicht bewieſen werden kann, an das Miniſterium 
des Innern die Anfrage geſtellt, ob die Erhebungen zur Conſtatirung 
ſolcher Todesfälle im Wirkungskreiſe der politiſchen Behörden liegen, 
oder ob zur nachträglichen Einſchreibung gerichtliche Todeserklärungen 
im Sinne der Hofkanzleidecrete vom 19. April 1827, 3. 9138 und 
vom 28. Marz 1846, Z. 10.418 nothwendig ſeien. Darüber hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern unterm 8. Februar 1875, 3. 15.778 an die Statt⸗ 
halterei in Galizien nachſtebenden Erlaß hinausgegeben: 

„Das Miniſterium findet nichts gegen die Auſicht zu erinnern, 
daß die politiſchen Behörden außer den Fällen, wo es ſich um Vermißte 
handelt und in denen ſich ſtrenge an die Hofkanzleidecrete vom 19. April 
1827, 3. 9138 und 28. März 1846, 3. 10.418 zu halten iſt, zur 
Eonſtatirung eines vorgekommenen, aber in die Matrik nicht eine 
getragenen Sterbefalles und zur Veranlaſſung der nachträglichen Ein- 
tragung berufen ſind. Zugleich wird darauf aufmerkſam gemacht, daß 
bei ſolchen Entſcheidungen nicht bloß die Ausſagen unbedenklicher Zeugen, 
ſondern nach Möglichkeit auch andere Behelfe, wie Todtenbeſchauliſten, 
Todtenaufnabmen und Nachlaßabhandlungen u. ſ. w. zu benutzen ſein 
werden.“ A 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. 
X, 


Das zehnte Heft behandelt ein vielgeſtaltiges Material auf knappem Raum, 
nämlich auf 39 Seiten ſowohl die Sanitäts- und Wohlthätigkeitsanſtalten als ouch 
die Gebäude., Wald- und Feldbrände, die Feuerlöſchmittel und Hagelſchäden. Wie 
dieſe Gegenſtände zuſammengehören, iſt allerdings nicht erſichtlich, uns wenigſtens 
möchte bedünken, daß die Brand- und Hagelſtatiſtik viel natürlicher mit der Bewegung 
im Beſitz⸗ und Laſtenſtande des 8. oder mit der Agrarſtatiſtik im 2. Hefte verbunden 
wäre. Genug, ſie ſind hier zuſammengekoppelt, und ſo wollen wir denn aus allen 
Daten jene herausheben, welche für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung die 
wichtigſten ſind. 

Die erſte Tabelle gibt uns eine Ueberſicht des „Civil⸗Sanitäts⸗Perſonale“. 


Dieſer zufolge hätte dasſelbe aus 21.496 Individuen beſtanden, von welchen 814, 


alſo nicht ganz 4 pCt, vom Staate bezahlt waren; zwei Drittel ftellten die Hebam⸗ 
men und von dem letzten Drittel den größeren Theil die „Aerzte“, den um etwas 
kleineren die „Wundärzte“, nämlich 17¼ und 16 pCt. Faſſen wir lediglich jene 
Sanitäreperfonen in's Auge, welche keine ftaatliche Beſoldung genießen, fo haben die 
Wundärzte das Uebergewicht über die Doctoren (3366 gegen 2993), und wenn wir 
ferner erwägen, wie ſehr ſich unter den praktiſchen Aerzten die Mediciner in den 
Städten zuſammendrängen, ſo iſt es klar, in wie weiten Gebieten des flachen Landes 
die Chirurgen die einzigen Sanitätsorgane fein müſſen. Es entſpricht dem vollkom⸗ 


„Der Bezirk hat für jene mittelloſen Kranken, welche in men, daß die Territorien von Wien und Trieſt diejenigen find, in welchen die Chi. 


einer Gemeinde des Bezirkes zuſtändig und welche nicht 


rurgen die ſchwächſte Vertretung haben. Wien und Trieſt zunächſt kommen Dalmatien 


in einer öffentlichen Krankenanſtalt untergebracht find, die Koſten | Görz und Iſtrien, alſo halbitalieniſche Länder, dann Tirol, vermuthlich auch durch 
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feinen wälfchen Landestheil. Wir müſſen übrigens hinzufügen, daß die Verhältniß⸗ | 
zahlen Tirols ſich auch in Böhmen finden, daß die Mediciner auch in Vorarlberg eine 
ſchwache Majorität behaupten und in der Bukowina den Chirurgen nahezu gleichkom— 
men. In der Bukowina können wir uns dieſe Erſcheinung wie die noch viel frappan⸗ 
tere in Dalmatien lediglich dadurch erklären, daß der ärztliche Beruf größentheils nur 
in den Städten, hingegen auf dem flachen Lande faſt gar nicht ausgeübt werden dürfte, 
in den anderen Gebieten muß die ſtärkere Entwicklung der ſtädtiſchen und verwandten 
Elemente wohl vor allem die Urſache fein. Wenn ſomit die Staate verwaltung wirt 
lich entſchloſſen iſt, die Wundärzte auf den Ausſterbeetat zu ſetzen (von den 814 vom 
Staate honvrirten Sanitätsperſonen find 756 Doctoren), fo dürfte es dech noch 
ziemlich lauge dauern, ehe die promovirten Aerzte neben den Hebammen allein das 
Feld behaupten; daran, daß die durch den Wegfall der Chirurgen entſtehenden Lücken 
durch Medieiner ausgefüllt würden, iſt jedenfalls fo lange nicht zu denken, als das 
medieiniſche Studium in der Abnahme der Frequenz beharrt, und auch ſonſt nicht ſo 
bald, wenn die aufgelaſſenen Chirurgenſchulen keinen Erſatz durch mediciniſche Fa— 
cultäten finden. 


Die zweite Tabelle belehrt uns über den „Beſuch der bſterreichiſchen Heil— 
bäder.“ Die geſammte Reichshälfte zählte im Jahre 1872 deren 184, d. i. um faſt 30 
mehr, als das ſtatiſtiſche Jahrbuch für das Vorjahr nachgewieſen hatte. Woher 
dieſe Vermehrung kommt, wie der Begriff des „Heilbades“ fixirt iſt, bleibt unaufge ; 
klärt. Nehmen wir indeß die Geſammtzahl von 184 als richtig an, ſo entfallen ſpe— 
ciell auf Tirol und Vorarlberg 89, 45 auf die übrigen Alpenländer, 28 auf 
die Sudeten-, 22 auf die Karpathenterritorien, und Dalmatien erſcheint dann 
als das einzige Land, welches der Heilquellen vollſtändig entbehrt. Der Beſitz 
des Meeres muß und kann dieſes Gebiet hiefür entſchädigen. Alle Bäder 
Oeſterreichs zuſammen haben im Jahre 1872 gegen 96.000 Parteien (mit 145.000 
Perſonen) an ſich zu ziehen vermocht und in ½ der Fälle wirkte die Ans 
ziehungskraft ſogar über die Grenzen des Reiches hinaus. Natürlich geſtalten ſich 
dieſe Verhältniffe bei den verſchiedenen Bädern ſehr verſchieden. Nur 27 Kurorte er⸗ 
heben ſich über eine Frequenz von 1000 Perſonen, bei den 157 übrigen haben wir 
einen Durchſchnitt von 242 Gäſten zu verzeichnen. Tirol, Vorarlberg und Illyrien 
einerſeits, die Karpathenländer und Schleſien andererſeits beſitzen faſt ausſchließlich 
kleine Kurorte (in Galizien erheben ſich drei, in Tirol vier über das Niveau von 
1000 Kurgäften). Das Salzkammergut, Niederöſterreich und vor allen Böhmen find 
die Heimat der größten: Iſchl (8000), Hof- und Wildgaſtein (zuſammen 5000), Baden 
(10000), Franzens bad (8000), Marienbad (9000), Teplitz nebſt Schönau (13.000), Karle⸗ 
bad (18.000). Die eben angeführten Stätten find es auch, welche die Hauptmaſſe der 
Ausländer anlocken, nur muß man hiebei einerſeits Baden, als Wiens ſpecifiſche 
Sommerfriſche, ausſcheiden und andererſeits Meran und Johannesbad hinzufügen. 


Ueber die Heilſtätten, welche nicht die Natur geſchaffen, über die „Kranken⸗ 
Irren⸗ und Gebärhäuſer“ müſſen wir leider kurz hinweggehen, denn die für unfere Zwecke 
wichtigſte Unterſcheidung, ob wir es mit öffentlichen oder privaten Anſtalten zu thun 
haben, iſt hier nicht durchgeführt. Wir beſchränken uns daher auf die Angabe, daß 
für das geſammte Ländergebiet 463 Kranken-, 21 Irren und 19 Gebärhäuſer nach- 
gewieſen ſind, daß die erſten nie in einem ganzen Lande, ſondern nur in kleineren 
oder größeren Complexen von Bezirken fehlen, Irrenhäuſer hingegen in Schleſien, 
der Bukowina und in Dalmatien (in Schleſien auch ein Gebärhaus) nicht zu finden, 
ſind. Den Mittheilungen über „Verſorgungshäuſer“ und „Armeninſtitute“ gebricht 
es nach einer anderen Richtung an Präcifion, es iſt uns nämlich wicht klar, ob die 
Grenzlinie zwiſchen Verſorgungshäuſern und Krankenanſtalten ꝛc ſtrenge eingehalten 
iſt und ob die Armeninſtitute nur die Pfarrameninſtitute und communalen &inrich- 
tungen, oder ob ſie auch Stiftungen und dgl. umfaſſen. Sagt doch eine Anmerkung 
des Jahrbuches felbſt, daß für Galizien im Jahre 1872 viele Anſtalten aus der Nach⸗ 
weiſung ausgeſchieden wurden, welche in den früheren Jahren irrthümlicher Weiſe 
Aufnahme gefunden. Die Findelhäuſer (15) nehmen an Zahl nicht zu, im Gegen. 
theile das Schickſal der Linzer Anſtalt ſcheint eher auch anderen bevorzuſtehen. An 
Tanbſtummeninſtituten (öffentlichen und privaten) find ebenfalls 15 verzeichnet, Blinden⸗ 
erziehungsanſtalten beider Kategorien 6; der Stand der Zöglinge in denfelben (884 
und 228) zeigt wohl zu Genüge, daß nur ein Theil dieſer Unglücklichen hier Er— 
ziehung und Bildung erhalten kann. 

Weit ausführlicher als alle dieſe Nachweiſungen find jene über Kinderbewahran - 
ſtalten und Krippen, fie greifen bis auf die unteren Stufen der politiſchen Gliederung 
herab, beſchäftigen ſich ſowohl mit dem Verwaltungsapparat als den Pfleglingen u. ſ. w., 
gerade deßhalb müſſen wir ſie aber ignoriren. Es ſcheint überhaupt, daß die in das 
Jahrbuch neu aufgenommenen Partieen — eine ſolche iſt die eben genannte — immer 
eine weitgehende Zergliederung erfahren, denn dieſelbe Erſcheinung kehrt bei der in 
dieſem Jahre begonnenen Darſtellung der Hagelſchäden wieder, während die ſeit Jahren 
eingebürgerten Tabellen der Brandſtatiſtik in Landesüberſichten zuſammengezogen 


wurden. 
Nun noch einige Worte über dieſe Brand- und Hagelſtatiſtik. Den Summen 
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in erſteren Tabellen ſind dankenswerther Weiſe jene der Vorjahre gegenübergeftelft, 
die Vergleiche ergeben ſich daher von ſelbſt. Von 1870—1872 ift die Zahl der Ge⸗ 
bäudebrände ſowohl als jener in Wald und Feld und demgemäß auch der verurſachte 
Schaden ein ſteigender geweſen. Von ungefähr 4000 Gebäudebränden kommen wir 
auf über 5000, die Schadensziffer wächst von 11 auf faſt 18 Millionen, die ausgezahlte 
Verſicherungsſumme von 4 auf 6 Millionen an. Dieſen Ziffern gegenüber ſind jene 
der Wald» und Feldbrände gar nicht von Belang. Zu dem Kampfe mit dem verheeren⸗ 
den Elemente wird von Jahr zu Jahr eine größere Menge von Löſchmitteln in Be— 
wegung gelegt, die Gemeinden und freiwilligen Feuerwehren ſowie die verſchiedenen 
übrigen Eigenthümer weiſen, um von anderem zu ſchweigen, eine ſtets zunehmende 
Maſſe von Fahr- und Tragſpritzen auf. Zumeiſt find aver durch die Vermehrung der 
freiwilligen Feuer rehren (von 233 auf 417) die Reihen der Löſchmannſchaften an: 
geſchwellen, die Gemeinden ſcheinen ſich damit begnügt zu haben, nach wie vor zwei 
Drittel ſämmtlicher vorhandenen Löſchgeräthe in Bereitichaft zu halten. Hängt es 
mit dieſer wachſenden Energie der Löſchthätigkeit zuſammen, daß trotz der zunehmen- 
den Brändezahl die Quote der unbekannten Brandurſachen ſich um ein Weniges ver— 
ringert hat? Wir wagen nicht, dies zu behaupten, gewiß iſt es aber, daß der Percent⸗ 
antheil der letzteren von 66 auf 60 gefallen iſt. 

Die Hagelſtatiſtik iſt, wie gejagt, in ihrem geographiſchen Theile weit ausge- 
arbeiteter als jene der Brände. Wir verzichten ſelbſtverſtändlich nicht nur auf die 
Analyſe nach Bezirken, ſondern auch aaf jedes Unterſcheiden der einzelnen Länder, uns 
genügt für diesmal die Angabe, daß die 532 Hagelwetter einen Schaden von Bulle 
Millionen Gulden angerichtet haben ſollen und daß für Dielen von Verſicherungsge— 
ſellſchaften lediglich eine Entſchädigung von ungefähr 300.000 Gulden geleiſtet 
wurde. Wie weit die Verſicherung gegen Hagelſchäden hinter der Feueraſſecuranz an 
Ane dehnung zurückſteht, wird ſich aus dieſen Daten annähernd ſchließen laſſen. 

1 b 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Honorar⸗Conſulate in Neapel ver⸗ 
wendeten Honorar⸗Vice⸗Conſul Francesco di Sorvillo zum unbeſoldeten General— 
Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Doctor der Medicin und emer. Phyſikus des Pra⸗ 
ger Taubſtummeninſtitutes Jozann Ott das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef. Ordens 
verliehen. 

N Seine Majeſtät haben den Handelsmann L. F. Tollens in „Rio Grande 
do Sol“ zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Arzte Dr. Guſtav Kukula das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor bei dem Central Stempelmarken⸗Ver⸗ 
ſchleißmagazine und Stempelamte in Wien Karl Weisler zum Verwalter bei dieſem 
Amte ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der eilften 


Rangsclaſſe bei der k. k. niederöſterr. Finanzprocuratur in Wien bis 20. April.(Amts⸗ 


bl. Nr. 62.) 5 
Oberforſtingenieursſtelle bei der k. k. Forſt- und Domänendirection in Wien 
mit der achten, eventuell eines Forſtingenieurs in der neunten, oder eines Forſtinge⸗ 
nieursadjuncten in der zehnten Rangsclaſſe, bis 1. April. (Amtebl. Nr. 55.) 
Forſtwartſtelle bei der Wiener⸗Forſt und Domänendirection mit 400 fl. Gehalt 
und 25percentiger Zulage nebſt Emolumenten, bis 1. April. (Amtsbl. Nr. 57.) 
Kanzliſtenſtelle bei der Wiener Polizeidirection mit der eilften Rangsclaſſe, 
bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 58.) 
Amtsaſſiſtentenſtelle beim Wiener Hanptzollamte in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 58.) q 
Kanzliſtenſtelle im Bereiche der nieder⸗öſterr. Finanzbehörden mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 47.) 8 
Archivarsſtelle bei dem k. k. Lottoamte in Innsbruck und eine Oberamtsoffi⸗ 
cialeſtelle in Wien, beide in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Oberamtsofficials⸗ 
ſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei einem der k. k. Lottoämter, dann einige Officials⸗ 
und Aſſiſtentenſtellen in der zehnten, beziehungsweiſe eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
März. (Amtsbl. Nr. 51.) 


Von deu früheren Jahrgängen der „Oeſterr. 
Zeitſchrift für Verwaltung“ find die Jahrgänge I und II 
(weil nicht complet) um den Preis von je 2 fl. 50 kr., die 
Jahrgänge III bis incl. VII um den Preis von je 3 fl. 
ſammt Indexen durch die Adminiſtration der Zeitſchrift 
oder durch Moritz Perles Buchhandlung, Wien, Spiegel⸗ 
gaſſe 17 zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


